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8637 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Beschluss des Nationalrates vom 7. Dezember 2011 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz, das Volksanwaltschaftsgesetz 1982, das 
Sicherheitspolizeigesetz, das Strafvollzugsgesetz und das Bundesgesetzblattgesetz geändert 
werden (Bundesgesetz zur Durchführung des Fakultativprotokolls vom 18. Dezember 
2002 zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe – OPCAT-
Durchführungsgesetz) 

Das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 18. Dezember 2002 (OPCAT) ist am 22. Juni 2006 in Kraft 
getreten. Österreich hat das OPCAT am 25. September 2003 unterzeichnet. Das Regierungsprogramm der 
Bundesregierung für die XXIV. Gesetzgebungsperiode sieht die Durchführung des OPCAT vor. Mit den 
im Beschluss des Nationalrates enthaltenen Änderungen insbesondere im achten Hauptstück des B-VG 
(Volksanwaltschaft) soll die Grundlage für einen Beitritt Österreichs zum OPCAT geschaffen werden. 
Gemäß Art. 3 OPCAT errichtet, bestimmt oder unterhält jeder Vertragsstaat auf innerstaatlicher Ebene 
eine oder mehrere Stellen, die zur Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe Besuche durchführen (so genannter nationaler Mechanismus zur 
Verhütung von Folter oder nationaler Präventionsmechanismus [NPM]). Das Regierungsprogramm der 
Bundesregierung für die XXIV. Gesetzgebungsperiode sieht für die Durchführung des OPCAT eine 
Zuständigkeit der Volksanwaltschaft vor. Auch andere europäische Staaten haben die Ombudsstelle(n) als 
NPM vorgesehen (zB Dänemark, Schweden, Tschechische Republik, Slowenien, Zypern und Polen). 
Durch die Übertragung dieser Aufgabe auf die Volksanwaltschaft können bestehende Strukturen genutzt 
werden und die Bestimmungen über die Volksanwaltschaft (etwa hinsichtlich der Erteilung von 
Empfehlungen gemäß Art. 148c B-VG) Anwendung finden. 
NPM soll die Volksanwaltschaft mit den von ihr eingesetzten Kommissionen sein. Als Beratungsorgan 
soll von der Volksanwaltschaft ein Menschenrechtsbeirat eingerichtet werden, der an die Stelle des 
Menschenrechtsbeirats gemäß § 15a des Sicherheitspolizeigesetzes – SPG, BGBl. Nr. 566/1991, tritt. 
Die in diesem Beschluss des Nationalrates vorgeschlagenen Bestimmungen wurden gemeinsam mit der 
Volksanwaltschaft ausgearbeitet. In diesen Prozess wurden sowohl Nichtregierungsorganisationen, die 
sich der Wahrung von Menschenrechten widmen, als auch der Menschenrechtsbeirat gemäß § 15a SPG 
einbezogen. 
Darüber hinaus sollen diese neuen Bestimmungen auch die Grundlage für die Durchführung von 
Regelungen (insbesondere Art. 16 Abs. 3) des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen vom 13. Dezember 2006 (UN-Behindertenrechtskonvention), 
BGBl. III Nr. 155/2008, bilden. 
In Ausführung der im Art. 1 des gegenständlichen Beschlusses vorgeschlagenen 
Verfassungsbestimmungen ist eine Änderung des Volksanwaltschaftsgesetzes 1982 (Art. 2) und die 
Vornahme legistischer Anpassungen im Sicherheitspolizeigesetz, im Strafvollzugsgesetz und im 
Bundesgesetzblattgesetz enthalten (Art. 3 bis 5). 
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Einzelne Bestimmungen dieses Beschlusses des Nationalrates sind ein Fall des Artikel 44 Absatz 2 B-VG 
und bedürfen daher der in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen zu erteilenden Zustimmung des Bundesrates. 
Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 13. Dezember 2011 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Josef Saller. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Mag. Muna Duzdar, Edgar Mayer sowie mit beratender 
Stimme Bundesrat Marco Schreuder. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Josef Saller gewählt. 

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der Vorlage am 13. Dezember 2011 
mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, 
1. gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, 
2. dem vorliegenden Beschluss des Nationalrates gemäß Artikel 44 Absatz 2 B-VG die verfassungs-

mäßige Zustimmung zu erteilen.  

Wien, 2011 12 13 

 Josef Saller Edgar Mayer 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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